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Vorwort 

Privatisierung und Stärkung der Eigenverantwortung der Unternehmen 
werden als probate Mittel für den Abbau von Staatsaufgaben gesehen. Mit 
dem Rückzug des Staates in allen seinen Erscheinungsformen aus der 
Erledigung von wirtschaftlichen Aufgaben wird die Erwartung verbunden, eine 
effizientere  und gleichzeitig günstigere Aufgabenerledigung zu erreichen. 
Jedoch bleibt auch bei dem scheinbaren Rückzug des Staates aus der 
Wahrnehmung von bislang monopolisierten Tätigkeiten ein Rest an 
Verantwortung bestehen. Inwieweit damit von einer tatsächlichen 
Deregulierung und Auflösung der Monopole der öffentlichen  Hand gesprochen 
werden kann, ist Gegenstand der vorliegenden Untersuchung. 

Die Arbeit wurde im Wintersemester 1996/97 von der Juristischen Fakultät 
der Ludwig-Maximilians-Universität München als Dissertation angenommen. 
Zu Dank bin ich Herrn Professor  Dr. Rupert Scholz und Herrn Professor  Dr. 
Hans-Ullrich Gallwas für die Erstellung der Gutachten verpflichtet.  Danken 
möchte ich an dieser Stelle auch Herrn Professor  Dr. Norbert Simon für die 
Aufnahme der Arbeit in sein Verlagsprogramm. 

München, Sommer 1997 Thomas  Langer 
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§ 1. Einfuhrung 

I . Monopole als Elemente der Wirtschaftsordnung 

1. Umbau der Staatsverwaltung 

Zur Erfüllung neuartiger Aufgaben, die sich sowohl aus einem verstärkten 
Umweltbewußtsein1 als auch aus der Notwendigkeit der "Verschlankung"2 der 
Staatsverwaltung ergeben, ist die öffentliche  Hand gezwungen, unkonventio-
nelle Lösungswege zu beschreiten. Aus dem Gedanken des Abbaus staatlicher 
Eingriffshierarchien  und der Verwaltungsvereinfachung - auch vor dem 
Hintergrund der Kostenentwicklung - liegt es daher nahe, daß sich die öffent-
liche Hand zur Erfüllung der ihr obliegenden Aufgaben sowohl der Wirtschaft 
selbst als auch der Organisationsformen der Wirtschaft  bedient3. Dies zeigt sich 
bei der Umwandlung von Verwaltungseinheiten in privatwirtschaftliche  Gesell-
schaften der öffentlichen  Hand ohne Änderung des Aufgabenbereichs4. Dabei 
wird die Figur des Monopols als Organisationsform gewählt5. Schlagworte in 

1 Der Einsatz "marktwirtschaftlicher  Instrumente" wird z.B. im Jahreswirtschaftsbe-
richt der Bundesregierung 1995 als Kernstück der Umweltpolitik vorgesehen. Dabei 
sollen auch Aufgaben im Wege einer Selbstverpflichtung der Wirtschaft  erledigt wer-
den. Dies wird in der Stellungnahme der Bundesregierung zum Tätigkeitsbericht des 
Bundeskartellamts dargestellt: BT-Drs 13/1660 S. V. 

2 Hierzu nur Wiesheu, GewArch 1995, 177; Grupp DVB1. 1994, 140. 
3 Vgl. dazu schon Ossenbühl, VVDStRL 29 (1971), 146 ff. 
4 Vgl. die Darstellung bei Pielow, DVB1. 1994, 1398. 
5 Dabei wird nur teilweise die kartellrechtliche Problematik einer Monopolisierung 

bestimmter Tätigkeiten gesehen, vgl. JWB 1995, aber auch Tätigkeitsbericht des Bun-
deskartellamts 1991/92 BT-DrS. 12/5200 S. 20, 131; X. Hauptgutachten der Monopol-
kommission 1992/93 BR-DrS. 734/94 Tz. 49 ff. 
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der Diskussion sind damit Deregulierung6, Privatisierung7 und Outsourcing8  

zur Kennzeichnung des Rückzugs der öffentlichen  Hand aus der Aufgabener-
füllung. 

Mit dem Verweis auf Deregulierung und Privatisierung kann etwa der Rück-
zug der öffentlichen  Hand aus der Vorbereitung von Verwaltungsentscheidun-
gen über die Zulassung von Unternehmen zu einem im Interesse des Gemein-
wohls beschränkten Markt begründet werden9. Die Bestimmung der Quoten 
oder Bezirke der einzelnen Unternehmer erfolgt  nicht mehr durch die Auf-
sichtsbehörde, sondern wird in die Hand der betroffenen  Unternehmen gelegt. 
Diese vereinbaren in einem "Selbstbeschränkungsabkommen" entsprechende 
Regeln zu Umfang und Abgrenzung ihrer Tätigkeitsbereiche. Die Aufsichtsbe-
hörde verzichtet im Sinne der Deregulierung auf eine eigene Entscheidung oder 
beschränkt sich im Wege "kooperativen Verwaltungshandelns" darauf,  ihre 
Entscheidung an dem Vorschlag der Unternehmen auszurichten, ohne selbst die 
vorgesehene Entscheidungskompetenz wahrzunehmen10. An die Stelle einer 
abgewogenen Verwaltungsentscheidung tritt die Übernahme einer selbständi-
gen Vereinbarung der betroffenen  Unternehmen. 

Die Eigenverantwortung der Wirtschaft  für die von ihr in den Verkehr ge-
brachten Produkte wird gleichfalls als Grundlage für Selbstbeschränkungs-
abkommen und Selbstverpflichtungen der Unternehmen der Wirtschaft  heran-

6 Wiesheu, GewArch 1995, 177; Böhm, NJW 1994, 281. 
7 Statt vieler: Krölls, GewArch 1995, 129; Hoffmann-Riem,  DVB1. 1994, 1381; 

Lecheler, BayVBl. 1994, 555; Schoch, DVB1. 1994, 962; Meier, BB 1995, 2381 [2384]; 
Frenz, GewArch 1994, 145 [146]; Grünewald, "Privatisierung öffentlicher  Aufgaben"; 
Schoch, "Privatisierung von Abwasserbeseitigung und Abfallentsorgung";  IX. Haupt-
gutachten der Monopolkommission BT-DrS. 12/3031 Tz. 43 ff. 

8 Büllesbach/Rieß, NVwZ 1995, 444. 
9 In Frage käme beispielsweise der Bereich der technischen Prüfung von Kraftfahr-

zeugen nach § 29 StVZO oder die Bestimmung von Kehrbezirken nach § 2 Abs. 1 
SchornsteinfegerG. 

1 0 Denkbar wäre dies etwa bei der Zulassung von sonstigen Prüforganisationen  für 
die Prüfung nach § 29 StVZO durch eine Vereinbarung der beteiligten Prüforgani-
sationen, in welcher Weise durch Begrenzung der Zahl der jeweils eingesetzten Prüfer 
eine Gefährdung des Netzes der Technischen Prüfstellen vermieden werden kann (vgl. 
Ani. VIII zu § 29 StVZO Ziff.  7.2.6). Diese Vereinbarung der Prüforganisationen  kann 
dann die Verwaltungsbehörde als ihre Entscheidung übernehmen. 
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gezogen11. Daraus ergibt sich ein zweiter Richtlinienkreis, der öffentlich-
rechtliche Vorgaben umsetzt, ergänzt oder ausfüllt und diesen damit zu 
Wirksamkeit und praktisch-wirtschaftlicher  Bedeutung verhilft.  Dies zeigt sich 
vor allem bei Systemen im Bereich des Umweltrechts. Hier entstehen und ent-
standen "Duale Systeme" der Wirtschaft  zur Erfassung und Verwertung von 
Batterien, Verpackungsabfällen, gebrauchten elektronischen Geräten und Alt-
autos. Bei allen diesen Systemen tritt eine Gesellschaft wie z.B. die "Duales 
System Deutschland GmbH" als alleiniger Organisator des Systems auf und 
ermöglicht es so - in Übereinstimmung mit den gesetzgeberischen Vorstellun-
gen - den betroffenen  Unternehmen, ihren Verpflichtungen aus der öffentlich-
rechtlichen Regelung nachzukommen12. 

2. Marktbeeinflussung 

Monopole stellen - neben einer Konzentrationserscheinung im Bereich der 
privaten Wirtschaft  - seit jeher13 eine etablierte und akzeptierte Form von 
staatlicher Marktbeeinflussung und sozialer Tätigkeit der öffentlichen  Hand14 

dar. Die Erscheinung des Monopols ist nicht auf die Beschreibimg einer Kon-
zentration von Marktmacht im Sinne des Kartellrechts beschränkt - der Begriff 
ist aber für den Fall eines Monopols der öffentlichen  Hand nicht ausschließlich 
öffentlich-rechtlich  besetzt. Erinnert sei hierbei nur an die vielerorts übliche 
Versorgung mit Energie und Wasser, die Abfall- und Abwasserbeseitigung 
allein durch Unternehmen oder Organisationseinheiten der öffentlichen  Hand. 
In gleicher Weise wurden Bundespost und Bundesbahn auch noch nach ihrer 

1 1 So z.B. die Bestimmungen in §§ 22 ff.  KrW-/AbfG. 
1 2 Vgl. Weidemann, DVB1. 1992, 1568 [1569] mit dem Hinweis auf den Modell-

charakter der VerpackV für entsprechende Regelungen für die Rücknahme von Alt-
autos, Batterien, elektronischen Geräten, Altpapier uvm. (Fn. 10). 

1 3 Im sozialen Bereich jedenfalls seit einer Abkehr von der rein liberalen Staatsauf-
fassung und der verstärkten Hinwendung des Staates auch zu sozialen Aufgaben; vgl. 
zur Entwicklung Gröttrup, S. 17, 23 ff. 

1 4 Dies zeigt sich in den Regelungen der Gemeindeordnungen zur wirtschaftlichen 
Tätigkeit der Gemeinden und den Möglichkeiten zur Etablierung eines Anschluß- und 
Benutzungszwangs aus Gründen des öffentlichen  Wohls; vgl. Art. 22, 24 bayGO. 


